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Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025
Antrag der Fraktion der SPD vom 26.11.2025
„Welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es in der Kommunika­
tion zwischen Polizei und Justiz in Nordrhein-Westfalen?“

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zu dem TOP „Welche Verbesserungs­

möglichkeiten gibt es in der Kommunikation zwischen Polizei und Justiz 

in Nordrhein-Westfalen?“.

Mit freundlichen Grüßen

Herbert Reul MdL
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Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt

„Welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es in der Kommunika­

tion zwischen Polizei und Justiz in Nordrhein-Westfalen?“

Antrag der Fraktion der SPD vom 26.11.2025

Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit von Polizei und Justiz in 

Nordrhein-Westfalen bildet die tragende Säule für eine wirksame Ge­

währleistung der öffentlichen Sicherheit sowie der Stärkung rechtsstaatli­

cher Verfahren. Durch einen kontinuierlichen und strukturierten Aus­

tausch zwischen Ermittlungsbehörden, Staatsanwaltschaften und Gerich­

ten werden Verfahren effizient abgestimmt, Ressourcen gezielt einge­

setzt und rechtliche Schritte zügig umgesetzt. Dies betrifft auch die Nut­

zung digitaler Werkzeuge zur strukturierten Fallbearbeitung.

Die Ermittlungsbehörden in Nordrhein-Westfalen arbeiten professionell, 

zielorientiert und vertrauensvoll zusammen. Sie stellen sich gemeinsam 

den aktuellen Herausforderungen im Kontext der Strafverfolgung, die sich 

z. B. in der zunehmenden Digitalisierung von Tathandlungen und den in­

ternational ausgerichteten Tatbegehungsweisen ergeben.

Besonders hervorzuheben ist die fortlaufende Optimierung gemeinsamer 

Arbeitsprozesse. Regelmäßige Besprechungen auf operativer und strate­

gischer Ebene, gemeinsame Fortbildungsangebote und die Weiterent­

wicklung digitaler Schnittstellen erleichtern die Zusammenarbeit und tra­

gen zu einer deutlichen Beschleunigung von Ermittlungsverfahren, aber 

auch der Gefahrenabwehr, bei. Zudem stärken sie das gegenseitige Ver­

ständnis für Arbeitsabläufe.
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Auf Grund des Gesetzes zur Einführung der elektronischen Akte in der 

Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs 

aus dem Jahr 2017 sind ab dem 01.01.2026 in Rechtssachen alle Akten 

ausschließlich elektronisch zu führen. Eine besondere Herausforderung 

in organisatorischer, technischer und fachlicher Hinsicht bilden dabei die 

Strafsachen. Im September 2019 wurde in Zusammenarbeit des Ministe­

riums der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen und des Ministeriums 

des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen das ressortübergreifende 

Projekt „Einführung der elektronischen Akte in Strafsachen - Zusammen­

arbeit Polizei und Justiz (EAS)“ initiiert. Seitdem treffen sich regelmäßig 

unter anderem die Vertreterinnen und Vertreter der Fachreferate beider 

Ressorts und beraten in einem Steuerungsgremium über die erforderli­

chen Planungen und den Projektverlauf.

Seit Oktober 2025 arbeiten bereits sämtliche Staatsanwaltschaften, Ge­

richte und die Polizei Nordrhein-Westfalen mit der elektronischen Akte 

bzw. dem elektronischen Vorgangssystem. Die Einführung der EAS ver­

ändert die Arbeit in den polizeilichen Ermittlungsdienststellen sowie die 

Zusammenarbeit zwischen Justiz und Polizei im Zusammenhang mit dem 

Austausch von strukturierten Daten und Dokumenten wesentlich. Das 

Modul zur Bearbeitung der EAS ist im Vorgangsbearbeitungssystem ViVA 

der Polizei Nordrhein-Westfalen integriert. So werden Aufwände reduziert 

und die Voraussetzungen für ein modernes, schnelles und effizientes Ver­

fahren geschaffen. Auch nach der erfolgreichen Regeleinführung der 

EAS zum 01.01.2026 soll an regelmäßigen Besprechungen des Steue­

rungsgremiums in Nordrhein-Westfalen festgehalten werden. Zur Ge­

währleistung eines bundeseinheitlichen Standards arbeitet das nord­

rhein-westfälische Projekt intensiv im bundesweiten Projekt zur Einfüh­

rung der elektronischen Akte in Strafsachen in P 20 (Polizei 20/20) und
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Justiz mit.

Die enge Zusammenarbeit von Polizei und Justiz in Nordrhein-Westfalen 

hat sich nicht nur für den Bereich EAS bewährt, sondern bildet mittlerweile 

auch die Grundlage für ein gemeinsames Engagement in Bundesprojek­

ten wie der „Deutschen Beweismittelcloud“ (dBMC). Da der Auf- und Aus­

bau der dBMC nach aktueller Planung bis 2033 dauern wird, wurde im 

Steuerungsgremium dahingehend Einvernehmen erzielt, dass eine Lan­

deslösung auf Grundlage bereits bestehender Systeme entwickelt wird, 

die deutlich früher zum Einsatz kommen soll. Die Pilotierung der EAS hat 

gezeigt, dass angesichts der fortschreitenden Digitalisierung Polizei und 

Justiz mit digitalen Beweismitteln in immer größerem Umfang umgehen 

müssen. Die Menge zu speichernder und insbesondere auszuwertender 

digitaler Beweismittel steigt in den letzten Jahren kontinuierlich an, wobei 

in Nordrhein-Westfalen der Bedarf aufgrund der Anzahl der Strafverfah­

ren besonders hoch ist. Hieraus ergibt sich das dringende Erfordernis von 

Polizei und Justiz nach einem effizienten und perspektivisch möglichst 

medienbruchfreien Zugriff auf digitale Beweismittel. Dieser Prozess und 

die Fortentwicklung der EAS bzw. des elektronischen Vorgangssystems 

werden auch künftig eng begleitet und aufeinander abgestimmt werden.

Durch die Einrichtung mehrerer Zentralstellen und Schwerpunktstaatsan­

waltschaften hat die Landesregierung sichergestellt, dass - sofern be­

zirksübergreifende, länderübergreifende, internationale Tatzusammen­

hänge oder ein deliktischer Schwerpunkt erkennbar sind - eine kon­

zentrierte Aufgabenwahrnehmung bei der Strafverfolgung erfolgt, um auf 

diese Weise Erkenntnisse zusammenzuführen und neue Ermittlungsan­

sätze zu gewinnen. Die Zentralstellen tragen dafür Sorge, dass neue Kri­

minalitätsphänomene frühzeitig erkannt und im Blick gehalten werden.
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desweite Ansprechstellen für Ermittlungspartnerbehörden, wie etwa der 

Polizei, und leisten somit einen wichtigen Beitrag für die effektive Zusam­

menarbeit der Strafverfolgungsbehörden. Darüber hinaus erfolgt auf dem 

Fachgebiet der Bekämpfung von Finanzierungsquellen Organisierter Kri­

minalität und Terrorismus eine besondere ressortübergreifende Vernet­

zung der Aktivitäten, die dem Prinzip der .zusammengeschobenen 

Schreibtische' folgt. Straftaten der Organisierten Kriminalität und des Ter­

rorismus bearbeitet die Polizei Nordrhein-Westfalen zentral in den jewei­

ligen Fachkommissariaten der Kriminalhauptstellen sowie - in Bezug auf 

Organisierte Kriminalität (OK) - im Polizeipräsidium Oberhausen. Darüber 

hinaus führen auch die Abteilungen „Ermittlung, Auswertung, Analyse 

OK“ sowie die Abteilung „Terrorismusbekämpfung und Staatsschutz“ des 

Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen Ermittlungsverfahren im 

Sachzusammenhang. Diese Fachdienststellen verfügen über etablierte 

und vertrauensvolle Kontakte zu Ansprechpartnerinnen und Ansprech­

partnern der jeweils zuständigen Staatsanwaltschaften. Zudem finden im 

„Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum Nord­

rhein-Westfalen“ und „Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum Nord­

rhein-Westfalen“ sowohl anlassbezogene als auch turnusmäßige Bespre­

chungen statt, die einen standardisierten und koordinierten Informations­

austausch zwischen Polizei und Justiz gewährleisten.

Eine zeitnahe Reaktion auf strafrechtliche Verfehlungen von jugendlichen 

Intensivtäterinnen und Intensivtätern wird durch die Einrichtung soge­

nannter „Häuser des Jugendrechts“ für Intensivtäter sichergestellt. Dort 

arbeiten Jugend(gerichts)hilfe, Staatsanwaltschaft und Polizei eng als 

Kooperationspartner zusammen, um die bestehende behördenübergrei­

fende Zusammenarbeit kontinuierlich zu optimieren. In Verfahren gegen 

Jugendliche und Heranwachsende ist das Konzept der Jugendstaatsan­

wältin beziehungsweise des Jugendstaatsanwalts für den Ort durch eine
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Ebene gekennzeichnet. Polizei, kommunalen Behörden sowie Gerichten 

steht innerhalb der Staatsanwaltschaft eine feste Ansprechperson zur 

Verfügung. Durch diese intensive persönliche Zusammenarbeit auf loka­

ler Ebene können sowohl örtliche als auch kriminologische Umstände ein­

zelfallbezogen in den Blick genommen werden, um Strafverfolgung effek­

tiver zu gestalten und Ermittlungsverfahren zu beschleunigen. Außerdem 

wird ein Beitrag zur Prävention geleistet und eine frühzeitige Intervention 

ermöglicht, um der Verfestigung krimineller Karrieren im Jugendalter in­

dividuell entgegenzuwirken.

Eine beschleunigte Verfahrensführung und effiziente Vorgangsbearbei­

tung sind zur nachhaltigen Bekämpfung der Kriminalität zwingend. Insbe­

sondere für die Verfolgung und Bekämpfung der Alltagskriminalität ist das 

elementar. Die Landesarbeitsgruppe „Initiative Pro K“ der Polizei Nord­

rhein-Westfalen hat sich u. a. mit einer effizienteren Bearbeitung von Er­

mittlungsverfahren, gerade im Bereich der Alltagskriminalität auseinan­

dergesetzt. Nur ein gegenseitig abgestimmtes Zusammenwirken von Po­

lizei und Staatsanwaltschaften, das sich auch veränderten Rahmenbe­

dingungen anpasst, kann gewährleisten, dass die verfügbaren personel­

len und sächlichen Ressourcen effektiv und effizient eingesetzt werden. 

Vor diesem Hintergrund wurde in der Landesarbeitsgruppe im Jahr 2023 

eine Unterarbeitsgruppe „Zusammenarbeit Polizei und Staatsanwalt­

schaften“ mit Vertreterinnen und Vertretern von Polizeibehörden und (Ge- 

neral-)Staatsanwaltschaften eingesetzt. Der Abschlussbericht der Unter­

arbeitsgruppe enthält u. a. Vorschläge für eine verbesserte Kommunika­

tion vor Ort. Ein wesentliches Element des Abschlussberichtes ist die Vor­

lage einer Muster-Zusammenarbeitsverfügung. Auf der Grundlage der Er­

gebnisse und Empfehlungen der Unterarbeitsgruppe erstellten der Minis­

ter der Justiz sowie des Innern ein gemeinsames Schreiben an die jewei­

lig nachgeordneten Geschäftsbereiche, in dem der Charakter der Muster-
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betont wird, damit diese unter Berücksichtigung der örtlichen Besonder­

heiten die notwendigen Vereinbarungen für eine Kooperation zu treffen 

können. Diese Muster-Zusammenarbeitsvereinbarung wird derzeit zwi­

schen den Kreispolizeibehörden und den örtlichen Staatsanwaltschaften 

abgestimmt und fortentwickelt.

Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit von Polizei und Justiz in 

Nordrhein-Westfalen spiegelt sich auch in verschiedenen gemeinsamen 

Fortbildungs-, Seminar- und Hospitationsangeboten, beispielsweise im 

Spektrum der Finanzermittlungen sowie des Umweltstrafrechts, wider.

Die Zusammenarbeit erfolgt zudem nicht ausschließlich anlassbezogen 

im Zusammenhang mit Sachverhalten der Strafverfolgung und Gefahren­

abwehr, sondern es bestehen auf unterschiedlichen Ebenen, auch im 

Hinblick auf strategische Fragestellungen, regelmäßige Besprechungs­

formate, um beispielsweise Themen wie EAS, die Beweismittelcloud, den 

Einsatz von Künstlicher Intelligenz oder landeseinheitliche Vorgehens­

weisen im Zusammenhang mit der Einführung neuer Gesetze abzustim­

men (z. B. in Bezug auf das Cannabisgesetz).

Die enge Kooperation zwischen Polizei und Justiz trägt wesentlich dazu 

bei, die öffentliche Sicherheit zu stärken und insofern das Vertrauen in 

staatliches Handeln zu fördern sowie Herausforderungen gemeinsam er­

folgreich zu bewältigen. Nordrhein-Westfalen profitiert somit von einer 

starken, gut abgestimmten Sicherheitsarchitektur, die kontinuierlich wei­

terentwickelt wird.


